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Vernehmlassung zur Änderung des Tierseuchengesetzes 

Vernehmlassung vom 28.05.2025 bis 31.07.2025 

Stellungnahme von 

Name / Firma / Organisation / Amt : Schweizer Fleisch-Fachverband 

Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : SFF 

Adresse, Ort : Ringstrasse 12, 8600 Dübendorf 

Kontaktperson : Ruedi Hadorn 

Telefon : 058 521 53 08 

E-Mail : ruedi.hadorn@sff.ch 

Datum : 8. Juli 2025 

Wichtige Hinweise: 

1. Wir bitten Sie, keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen! 
2. Bitte pro Artikel des Gesetzes eine eigene Zeile verwenden. 
3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 31. Juli 2025 an folgende E-Mail-Adresse: 

vernehmlassungen@blv.admin.ch  

mailto:mailtovernehmlassungen@blv.admin.ch
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1. Allgemeine Bemerkungen zur Vernehmlassung der Änderung des Tierseuchengesetzes 

Allgemeine Bemerkungen 

Der Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) bedankt sich in seiner Funktion als Branchenorganisation für die fleischverarbeitende Branche, die gegen 
24‘000 Mitarbeitende umfasst, für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Als Vertreter einer im Seuchenfall mehr oder weniger direkt, aber dennoch stark betroffenen Branche begrüssen wir die beabsichtigte Schaffung einer 
neuen gesetzlichen Grundlage zur zeitnahen, befristeten Bewilligung von (noch) nicht zugelassenen immunologischen Tierarzneimitteln ausdrücklich – dies 
in Analogie zur bereits bestehenden gesetzlichen Regelung in der EU und auch mit Blick auf den gemeinsamen Veterinärraum mit dieser. 

Gerade die aktuelle Situation rund um die Blauzungenkrankheit in Verbindung mit dem massiven Auftreten von Aborten bei Schafen und Rindern zeigt, dass 
eine derartige gesetzliche Neuregelung auch hierzulande zwingend vonnöten ist. So manifestiert sich schon heute auf eindrückliche Art und Weise, welche 
einschneidenden, negativen Implikationen Infektionen mit dem Serotyp 3 des Blauzungenvirus auf das Tierwohl, aber auch die jeweilige Lage im Markt 
haben können. Wenn also die Möglichkeit besteht, derartige Situationen mit Hilfe von nicht zugelassenen Tierarzneimitteln auch nur einigermassen in den 
Griff zu kriegen, dann ist dies mit Blick sowohl auf den Tierschutz wie auch die ökonomischen Auswirkungen ein Muss – ohne Wenn und Aber! 

Es ist auch aus unserer Sicht nachvollziehbar, dass für derartige Bewilligungen die in den Vernehmlassungsunterlagen genannten Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen, diese mit der Möglichkeit einer Verlängerung auf ein Jahr befristet werden und im Falle des Einsatzes von GVO bzw. pathogenen Organismen 
zusätzliche Bewilligungsschritte vonnöten sein sollen. Gerade im Seuchenfall spielt zusätzlich aber auch der Zeitfaktor eine gewichtige Rolle, sei dies bei 
der eigentlichen Bewilligung durch die jeweils involvierten und untereinander eng zu koordinierenden Bundesstellen (BLV, Swissmedic und fallweise BAFU), 
aber auch bei der jeweiligen Chargenfreigabe durch ersteres. Hierzu fehlt im Vernehmlassungsvorschlag jedoch noch ein entsprechendes Commitment 
vonseiten des Bundes – dies auch im Wissen darum, dass sich die betroffenen Wirtschaftskreise im Bedarfsfall in der Regel auf eine zeitnahe, konstruktive 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden sowohl auf Bundes-, wie auch auf kantonaler Ebene abstützen können. 

 

2. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen des Tierseuchengesetzes 

keine weiteren Bemerkungen 

 

3. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen des Heilmittelgesetzes 

keine weiteren Bemerkungen 
 


